
AEAO zu § 53 – (Auszug) Mildtätige Zwecke: 

….. 

4. Hilfen nach § 53 Nr. 1 AO (Unterstützung von Personen, die infolge ihres körperlichen, geistigen 

oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind) dürfen ohne Rücksicht auf die 

wirtschaftliche Unterstützungsbedürftigkeit gewährt werden. Bei der Beurteilung der Bedürftigkeit 

i.S.d. § 53 Nr. 1 AO kommt es nicht darauf an, dass die Hilfebedürftigkeit dauernd oder für längere 

Zeit besteht. Hilfeleistungen wie beispielsweise "Essen auf Rädern" können daher steuerbegünstigt 

durchgeführt werden. Bei Personen, die das 75. Lebensjahr vollendet haben, kann körperliche 

Hilfebedürftigkeit ohne weitere Nachprüfung angenommen werden. 

5. § 53 Nr. 2 AO legt die Grenzen der wirtschaftlichen Hilfebedürftigkeit fest. Danach können ohne 

Verlust der Steuerbegünstigung Personen unterstützt werden, deren Bezüge das Vierfache, beim 

Alleinstehenden oder Alleinerziehenden das Fünffache des Regelsatzes der Sozialhilfe i.S.d. § 28 SGB 

XII (jeweilige Regelbedarfsstufe) nicht übersteigen. Etwaige Mehrbedarfszuschläge zum Regelsatz 

sind nicht zu berücksichtigen. Leistungen für die Unterkunft werden nicht gesondert berücksichtigt. 

Für die Begriffe "Einkünfte" und "Bezüge" sind die Ausführungen R 33a.1 EStR maßgeblich. 

6. Zu den Bezügen i.S.d. § 53 Nr. 2 AO zählen neben den Einkünften i.S.d. § 2 Abs. 1 EStG auch alle 

anderen für die Bestreitung des Unterhalts bestimmten oder geeigneten Bezüge aller Haushalts-

angehörigen. Hierunter fallen auch solche Einnahmen, die im Rahmen der steuerlichen 

Einkunftsermittlung nicht erfasst werden, also sowohl nicht steuerbare als auch für steuerfrei 

erklärte Einnahmen (BFH-Urteil vom 2.8.1974, VI R 148/71, BStBl 1975 II S. 139). Gezahlte und 

empfangene Unterhaltsleistungen sind bei der Einkommensberechnung zu berücksichtigen. …. 

7. Bei Renten zählt der über den von § 53 Nr. 2 Buchstabe a AO erfassten Anteil hinausgehende Teil 

der Rente zu den Bezügen i.S.d. § 53 Nr. 2 Buchstabe b AO. 

8. Bei der Feststellung der Bezüge i.S.d. § 53 Nr. 2 Buchstabe b AO sind aus Vereinfachungsgründen 

insgesamt 180 € im Kalenderjahr abzuziehen, wenn nicht höhere Aufwendungen, die in 

wirtschaftlichem Zusammenhang mit den entsprechenden Einnahmen stehen, nachgewiesen oder 

glaubhaft gemacht werden. 

…. 

10. Erbringt eine Körperschaft ihre Leistungen an wirtschaftlich hilfebedürftige Personen, muss sie 

anhand ihrer Unterlagen nachweisen können, dass die Höhe der Einkünfte und Bezüge sowie das 

Vermögen der unterstützten Personen die Grenzen des § 53 Nr. 2 AO nicht übersteigen. Eine 

Erklärung, in der von der unterstützten Person nur das Unterschreiten der Grenzen des § 53 Nr. 2 AO 

mitgeteilt wird, reicht allein nicht aus. Eine Berechnung der maßgeblichen Einkünfte und Bezüge 

sowie eine Berechnung des Vermögens sind stets beizufügen. 

…. 

12. Beantragt eine Körperschaft die Befreiung von der Nachweispflicht nach § 53 Nr. 2 Satz 8 AO, 

muss sie nachweisen, dass aufgrund ihrer besonderen Art der gewährten Unterstützungsleistung 

sichergestellt ist, dass nur wirtschaftlich hilfebedürftige Personen unterstützt werden. 

Auf die Nachweisführung kann verzichtet werden, wenn aufgrund der Art der 

Unterstützungsleistungen typischerweise davon auszugehen ist, dass nur bedürftige Menschen 

unterstützt werden. Hierbei sind die besonderen Gegebenheiten vor Ort sowie Inhalte und 

Bewerbungen des konkreten Leistungsangebotes zu berücksichtigen. Im Regelfall müssen 



Kleiderkammern, Suppenküchen, Obdachlosenasyle und die sogenannten Tafeln keine Nachweise 

erbringen. 

Dagegen reicht die pauschale Behauptung, dass die Leistungen sowieso nur von Hilfebedürftigen in 

Anspruch genommen werden, nicht aus. Werden z.B. bei einem Sozialkaufhaus Leistungen an jeden 

erbracht, der sie in Anspruch nehmen möchte, dann kommt eine Befreiung nicht in Betracht. 

Der Bescheid über den Nachweisverzicht kann befristet ergehen oder mit anderen 

Nebenbestimmungen (§ 120 AO) versehen werden. Treten Änderungen im rechtlichen oder 

tatsächlichen Bereich ein, dann gelten die Absätze 3 bis 5 des § 60a AO entsprechend. Dies gilt auch 

bei materiell-rechtlich fehlerhaften Bescheiden (vgl. Nrn. 6 bis 8 des AEAO zu § 60a). 


